Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Es wird ein Untersuchungsausschuß gemäß Artikel 44 GG 
eingesetzt, bestehend aus neun Mitgliedern (4 SPD, 4 CDU/ 
CSU, 1 FDP), zur Überprüfung folgender Fragen: 

1. Trifft es zu, daß Entscheidungen von Abgeordneten des 
6. Deutschen Bundestages im Zusammenhang mit den Ab- 
stimmungen über das konstruktive Mißtrauensvotum 
oder über die Ostverträge beeinflußt worden sind oder 
daß versucht worden ist, sie zu beeinflussen, 

— durch Hingabe, Zusage, Inaussichtstellen oder Ankün- 
digen von Leistungen oder Nachteilen irgendwelcher 
Art von Personen oder Stellen innerhalb oder außer- 
halb der Bundesrepublik Deutschland 

— oder durch Schaffung oder Ausnutzung geschäftlicher 
Beziehungen 

und daß in diesem Zusammenhang einzelne Stimmkarten 
aus der Abstimmung über das konstruktive Mißtrauens- 
votum besonders gekennzeichnet worden sind? 

2. Welche Rolle hat in diesem Zusammenhang der Abge- 
ordnete Wienand gespielt, und was haben andere Perso- 
nen darüber gewußt? 

3. Haben im Zusammenhang mit einem Wechsel oder einem 
erwogenen Wechsel der Fraktion Vorgänge der unter 
Nummer 1 benannten Art eine Rolle gespielt? 

4. Besteht ein Zusammenhang zwischen den Beziehungen 
des früheren Abgeordneten Julius Steiner zu Nachrich- 
ten-, Geheim- oder ähnlichen Diensten innerhalb und 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland und seiner 
Entscheidung bei der Abstimmung des Deutschen Bun- 
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destages am 27, April 1972 über das konstruktive Miß- 
trauensvotum? 

5, Sind die zuständigen Behördenleiter bzw. Ressortchefs 
durch ihre Behörden oder nachrichtendienstlichen Stellen 
oder durch andere Personen oder Stellen von diesen 
nachrichtendienstlichen Beziehungen oder Tätigkeiten 
in Kenntnis gesetzt worden, ggf. wann ist das geschehen, 
und wen haben sie ihrerseits unterrichtet? 

Ii. Dem Verfahren des Untersuchungsausschusses werden die 
Regeln zugrunde gelegt, die von Mitgliedern der Interpar- 
lamentarischen Arbeitsgemeinschaft im Entwurf eines Geset- 
zes über Einsetzung und Verfahren von Untersuchungsaus- 
schüssen formuliert wurden, soweit sie geltendem Recht 
nicht widersprechen. 


Bonn, den 13. Juni 1973 


Carstens, Stückten und Fraktion 
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